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wenig privilegierten und integrierten Gesellschaftsgruppen finden, das Phänomen 










Die  Bundesrepublik  Deutschland  galt  lange  Zeit  als  musterland  der Wahlbeteiligung 
– mit einer tief in der Gesellschaft verankerten Überzeugung, Wählen sei Bürgerpflicht 
und Norm (Kersting 2004a, S. 404). Ihren partizipatorischen Höhepunkt erlebte die Bun-
desrepublik bei den Wahlen zum Bundestag 1972, als neun von zehn Bundesbürgern von 
ihrem Stimmrecht Gebrauch machten. Heute befindet sich Deutschland in Sachen Wahl-
beteiligung zwar  immer noch  im oberen Drittel der westlichen Demokratien  (de Nève 
2009, S. 39),  der Abwärtstrend  ist  aber  spätestens  seit  der Wiedervereinigung deutlich 
sicht- und messbar. Dies gilt für Bundestags- und Europawahlen, insbesondere aber für 
sekundäre Wahlen in den Ländern und Kommunen (Völkl 2007, S. 15). Einen vorläufigen 
Tiefpunkt stellte das Superwahljahr 2009 dar. An den Europawahlen nahmen 43,3 % der 
Wahlberechtigten teil, an der Bundestagswahl nur 70,8 %. Ein minusrekord. Die Land-
tagswahlen  pendelten  zwischen  52,2 %  in  Sachsen  und  73,5 %  in  Schleswig-Holstein. 





basiert  auf  der  Feststellung,  dass  die Wahlbeteiligung  in  vielen  etablierten westlichen 





































1994  bezeichneten  Falter  und  Schumann  Nichtwähler  noch  als  „unbekannte Wesen“. 





wahl neigen. Nach dieser These  sieht der Homunkulus  eines Nichtwählers  in  etwa  so 
aus: jung, ungebildet, arm. Auf der anderen Seite rückte in den vergangenen Jahren der 
„wählende Nichtwähler“  (Eilfort 1994, S. 253 ff.,  s. auch Laponce 1967) stärker  in den 
Fokus der Forschung, der sich durchaus für Politik interessiert, sozial integriert ist, aber 
sich dennoch bewusst für eine Nichtwahl entscheidet.





Vor  diesem  Hintergrund  führte  das  meinungsforschungsinstitut  dimap  im Auftrag 
der Initiative ProDialog in einem ersten Schritt (Dezember 2008/Januar 2009) eine bun-
desweite, repräsentative umfrage unter 2002 Wahlberechtigten durch, die aktuelle Ein-





Konjunkturelle  und  grundsätzliche Nichtwähler  sind  proportional  jünger,  haben  einen 
niedrigeren Bildungsabschluss und verfügen über ein geringeres Einkommen. Besonders 




West 61  25    7 
ost 54  33  10 
Geschlecht
weiblich 60  25    9 
männlich 59  29    6 
Alter
18–24 Jahre 27  15  23 
25–34 Jahre 59  34    6 
35–54 Jahre 63  31    5 
55–64 Jahre 73  22    4 
65 Jahre und älter 74  21    4 
Bildungsniveau
Hauptschule 56  32    5 
realschule 52  32  11 
Gymnasium/PoS 69  16    5 
universität/FH 78  15    6 
monatl. Haushaltsnettoeinkommen
bis 1000 € 51  31  15 
1001–1500 € 58  33    4 
1501–2500 € 67  26    6 
2501–3500 € 65  32    3 
über 3500 € 78  14    8 










von  Fall  zu  Fall  entschieden. Dasselbe  gilt  für  22 %  der Wahlberechtigten mit  einem 
Haushaltseinkommen von über 3.500 € sowie für 21 % der Akademiker. Die Zahlen ver-
deutlichen:  Die  alte  Formel  des  „je  informierter,  interessierter  und  sozial  integrierter 
der Wähler, desto höher die Wahrscheinlichkeit einer Wahlteilnahme“ scheint nur noch 
bedingt zu gelten.











Die  ersten  beiden  Befragungswellen  fanden  während  des  Bundestagswahlkampfes  in 








liche Nichtwähler  von der Teilnahme  an Wahlen  abhält. Zum anderen  sollte  erforscht 
werden, was potenzielle Nichtwähler motivieren könnte, in Zukunft zur Wahl zu gehen. 
Beide Fragen orientierten  sich  an der Überprüfung von „civic orientations“,  also dem 
messen von politischer Involviertheit, Zufriedenheit und Wirksamkeit.
2.2.1  Gründe für Nichtwahl
Welche Gründe gaben mögliche und erklärte Nichtwähler an, die sie zögern ließen, an der 
bevorstehenden Bundestagswahl teilzunehmen? Hier fällt zunächst auf: Nichtwähler sind 
keinesfalls verdrossen von der Demokratie  in Deutschland,  sie  stehen nicht  außerhalb 
des politischen Systems. Nur 12 % (1. Welle) bzw. 16 % (2. Welle) bejahten, dass Wahlen 
überflüssig sind. Die Aussage „Politik interessiert mich nicht“ traf lediglich auf ein Drittel 
der Befragten zu (Abb. 1).
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Hauptgrund  für  eine  geplante  Nichtteilnahme  an  der  Bundestagswahl  war  nicht  eine 
















keiten  abzuschätzen, welche  Parteien  sich  nach  der Wahl  zu  einer regierungsbildung 
zusammentun. Dieses Gefühl  vermittelt  das  folgende Zitat  des  57-jährigen Nichtwäh-
lers Friedhelm J.: „Was ich auch wähle, ich mache es falsch, weil unter dem Strich alle 
























Habe das Gefühl, dass













Die Identifikation mit einer Partei gilt als der wichtigste Indikator für eine Beteiligung an 
Wahlen (Lazarsfeld et al. 1949; Campbell 1960). und so überrascht es im umkehrschluss 
nicht, dass mögliche und erklärte Nichtwähler im Superwahljahr 2009 überwiegend keine 





keine der Parteien gefiel. Weitere 25 % bzw. 33 % machten zu dieser Frage gar keine 
Angabe.  offensichtlich  hatten  damit  knapp  zwei  Drittel  der  möglichen  und  erklärten 
Nichtwähler den Kontakt zu den etablierten Parteien verloren. Die politische orientie-
rungslosigkeit bei den Befragten war groß (Abb. 2).




2.2.3  Motivation zur Wahlteilnahme
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P|JOLFKHXQGHUNOlUWH1LFKWZlKOHU            Abb. 2:  Parteipräferenzen von Nichtwählern während des Bun-destagswahlkampfes. (Quelle: Initiative ProDialog 2009)
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Die  große mehrzahl  der Befragten  (82 % bzw.  83 %) wünscht  sich,  dass Parteien und 
Politiker  in Zukunft ehrlicher mit den Bürgern umgehen. Die Sehnsucht nach Ehrlich-
keit und Glaubwürdigkeit in der Politik schlägt sich auch in dem Wunsch an die Parteien 






























wenn stärker um meine
















Was  hatte  mögliche  und  erklärte  Nichtwähler  dazu  bewogen,  zur Wahl  zu  gehen? 
Neben dem kurzfristigen Wunsch, den Wahlausgang doch noch zugunsten des eigenen 
politischen Lagers zu beeinflussen, war es vor allem das Pflichtgefühl, als Staatsbürger 
zur Wahl gehen zu müssen.
2.2.5  Die Option, ungültig zu wählen























daran gedacht nicht daran gedacht
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tik eines flexibler gestalteten Wahlrechts in Deutschland zu lösen. Es greift tiefer.
Ansetzen sollte eine Lösung deshalb zum einen bei dem Gefühl vieler Wahlberech-
tigten, dass die  eigene Stimme als politisch wirkungslos  empfunden wird. Gerade der 

































gesellschaftliche Teilnahme  an Wahlen  angewiesen  ist,  um  vital  zu  bleiben.  Zunächst 
ein Blick auf die kollektive Ebene. Es wäre wünschenswert, wenn Wirtschaft, medien 
und Nichtregierungsorganisationen in Zukunft noch effektivere überparteiliche Allianzen 
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der  Initiative  ProDialog.  Nach  dem  Studium  der  Politikwissen-
schaft an der universität Göttingen und der dortigen Tätigkeit als 




kämpfen“,  die  mittlerweile  kurz  vor  dem Abschluss  steht.  For-
schungsaufenthalte führten ihn u. a. an das renommierte Center for 
Congressional and Presidential Studies der American university 
in Washington, DC.
